
Antrag: Neuerhebung der Mietobergrenzen im SGB II und SGB XII für den Kreis Wesel 

Dinslaken (Kreis Wesel), den 19.01.2017 

Sehr geehrter Herr Dr. Müller, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

DIE LINKE. Fraktion im Kreistag Wesel bittet den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz 
zu empfehlen und den Kreistag zu beschließen, dass die Mietobergrenzen kreisweit neu berechnet werden. 
Dies nicht aufgrund einer angepassten Indexfortschreibung, sondern auf Grund einer Neuerhebung der 
Datengrundlage. 

 

Begründung: 

An der Angemessenheit der jährlichen Fortschreibung der Angemessenheitsgrenzen für Mieten auf Basis 
veralteter Daten bestehen seit geraumer Zeit Zweifel. Die aktuelle Resolution des Rates der Stadt Rheinberg 
zeigt das Problem in bislang nicht gekannter Schärfe: Nicht nur besteht ein enormer Mangel an 
Sozialwohnungen, sondern die aktuellen Mietobergrenzen liegen noch unter den Mieten der bestehenden 
Sozialwohnungen. Das ist ein Zustand, der nur noch als Absurd zu bezeichnen ist. Von Angemessenheit kann 
hier keine Rede mehr sein.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 

  Sascha H. Wagner 
-Fraktionsvorsitzender- 


